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die Inflationsentwicklung hat dazu geführt, dass unsere Lebens- 

haltungskosten in den letzten beiden Jahren gestiegen sind. Das 

spürt jede:r von uns beim Blick auf den Kontostand. In einer solchen 

Situation folgt schnell der Ruf nach Lohnsteigerungen. Um diese 

durchzusetzen, haben Gewerkschaften ihre Mitglieder in den letzten 

Monaten vermehrt zu Warnstreiks aufgerufen. Höhere Löhne vergrö-

ßern schließlich den finanziellen Spielraum für Arbeitnehmer:innen 

und kurbeln die Wirtschaft an. 

In diesem Zusammenhang fällt allerdings häufig der Begriff 

Lohn-Preis-Spirale. Wenn Unternehmen die Löhne ihrer Mitarbeiten-

den erhöhen, um den steigenden Lebenshaltungskosten zu begegnen,  

führt dies zu höheren Kosten für die Unternehmen, die sie auf ihre 

Produkte und Dienstleistungen umlegen können. Als Ergebnis  

steigen die Preise für Verbraucher:innen, was wiederum zu einer  

Forderung nach weiteren Lohnerhöhungen führt. Dieser Zyklus kann 

sich fortsetzen und zu einer stetigen Aufwärtsspirale führen, in der 

Löhne und Preise sich immer weiter erhöhen.

Hierzu gibt es unter Expert:innen aber unterschiedliche Ansichten. 

Zum einen sind die aktuellen Preissteigerungen nicht durch erhöhte 

Lohnkosten entstanden, und deren Anteil an den Produktionskosten 

ist eher gering. Zum anderen soll die Zinspolitik der Notenbanken 

die Nachfrage nach Gütern und das Güterangebot steuern und einer 

Inflation entgegenwirken. Tarifpartner und Zentralbanken müssen 

einen sensiblen Ausgleich zwischen dem Schutz der Kaufkraft der 

Verbraucher:innen und der Sicherstellung wirtschaftlicher Stabilität 

finden. Das ist nicht immer ganz einfach und wird uns alle auch in den 

nächsten Monaten noch beschäftigen. 

Wir haben für Sie auch in dieser Ausgabe wieder interessante  

steuerliche Neuigkeiten und betriebswirtschaftliche Themen zusam-

mengestellt. 

Viel Spaß beim Lesen! 

Liebe Leser:innen, 
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von Isabell Schröder, Steuerabteilung, Zentrale

Vorsicht bei  
Sachentnahmen von 
Non-Food-Artikeln!

Darf das Finanzamt über die amt-

lichen Werte für Sachentnahmen 

im Lebensmitteleinzelhandel hinaus 

auch Hinzuschätzungen für sogenann-

te Non-Food-Artikel vornehmen? Mit 

dieser Frage befasste sich das Finanz-

gericht (FG) Münster. 

Der Fall:

Der Kläger betreibt als Einzelkaufmann 

zwei Supermarktfilialen. Sein Waren- 

sortiment umfasst neben Lebensmitteln, 

Getränken und Genussmitteln auch so-

genannte Non-Food-Artikel. Dies sind 

insbesondere Wasch- und Putzmittel, 

Hygiene- und Kosmetikprodukte sowie 

Schreibwarenartikel. Er tätigte Entnah-

men aus dem gesamten Warensortiment. 

Darüber führte er keine gesonderten 

Aufzeichnungen, sondern berücksich-

tigte stattdessen die Pauschbeträge für 

Sachentnahmen aus dem jeweils gültigen 

Schreiben des Bundesfinanzministeriums 

(BMF). Nach einer Außenprüfung setzte 

das Finanzamt weitere Sachentnahmen 

für die entnommenen Non-Food-Artikel 

fest. Nach Amtsauffassung deckten die 

vom Kläger angesetzten Pauschbeträge 

lediglich die Bereiche Lebensmittel und 

Getränke ab.

Das Urteil:

Nach erfolglosem Einspruchsverfahren 

gab das Finanzgericht der Klage statt und 

urteilte zugunsten des Klägers. Da dieser 

keine Aufzeichnungen über die getätig-

ten Warenentnahmen geführt habe, seien 

die Entnahmen zu schätzen. Die jährli-

chen Richtsatzsammlungen einschließlich 

der Pauschbeträge für Sachentnahmen 

seien dabei aufgrund der darin enthalte-

nen Erfahrungswerte lediglich als Hilfe- 

stellungen anzusehen. Die Schätzung des 

Finanzamts sei der Höhe nach rechts- 

widrig. Eine Erhöhung des Gewinns 

durch Pauschbeträge für Non-Food- 

Artikel sei unzulässig. Das Sortiment eines  

Lebensmitteleinzelhändlers bestehe zwar 

überwiegend aus Lebensmitteln und  

Getränken – darüber hinaus aber auch aus 

Non-Food-Artikeln, insbesondere Haus-

haltswaren. Entsprechende Entnahmen 

seien in den Pauschbeträgen enthalten.

Die Frage, ob für die Entnahme von 

Non-Food-Artikeln weitere, über die  

Pauschbeträge nach den amtlichen Richt-

satzsammlungen hinausgehende Hinzu-

schätzungen erforderlich und zulässig 

sind, ist bislang höchstrichterlich noch 

nicht geklärt. Das FG hat deshalb die 

Revision zugelassen. Vergleichbare Fälle 

sollten folglich offengehalten werden.

Hinweis: 

Das BMF hat mit Schreiben vom 

21.12.2022 bereits klargestellt, 

dass sich die Pauschalen nur auf 

Nahrungsmittel und Getränke be-

ziehen. Daher sollten ab 2023 für 

Non-Food-Artikel Einzelaufzeich-

nungen geführt werden.�

Bei Gehaltserhöhungen geht oft 

mehr als die Hälfte für Steuern und 

Sozialabgaben ab. Diesen erheblichen 

Abzügen können Arbeitsparteien ent-

gegenwirken, indem sie steuerbegüns-

tigte oder steuerfreie Gehaltsbestand-

teile vereinbaren.

Nach dem Einkommensteuergesetz  

steuerfrei sind Vorteile, die den Arbeit-

nehmer:innen aus der privaten Nutzung 

von betrieblichen Datenverarbeitungs- 

oder Telekommunikationseinrichtungen 

(PCs, Laptops, Smartphones, Tablets etc.) 

erwachsen. Der oder die Arbeitgeber:in 

kann den Beschäftigten also beispiels- 

weise die laufenden Kosten für einen Ver-

trag lohnsteuerfrei erstatten, wenn der 

Vertrag mit dem betrieblichen Smart- 

phone genutzt wird. Privates Telefonieren 

mit dem Gerät ist ausdrücklich erlaubt.

Eine attraktive Möglichkeit,  

Steuern zu sparen

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun eine 

interessante Steuergestaltungsmöglich-

keit abgesegnet: Im verhandelten Fall 

hatten die Arbeitnehmer:innen ihre pri-

vaten Smartphones zunächst für einen 

symbolischen Preis von 1,00 bis 6,00 €  

an ihren Arbeitgeber verkauft. Dieser 

stellte ihnen die Handys anschließend 

wieder als betriebliche Telekommunika- 

tionsgeräte für die private und dienstliche 

Nutzung zur Verfügung und übernahm 

die Kosten für deren laufende Mobilfunk-

verträge (Höchstbetrag nach ergänzen-

der Vereinbarung zum Arbeitsvertrag). 

Die Kostenübernahme erstreckte sich 

auch auf den Aufwand für Wartung und 

Reparaturen. Die Überlassung der Geräte 

war an das Bestehen des Arbeitsverhält-

nisses geknüpft.

Das Finanzamt hatte nach einer Lohn-

steuer-Außenprüfung die Auffassung ver-

treten, der vorherige Ankauf der privaten 

Smartphones sei ein steuerlicher Gestal-

tungsmissbrauch gewesen. Daher führe 

die Kostenerstattung zu steuerpflich-

tigem Arbeitslohn. Der BFH entschied  

jedoch, dass die Kostenübernahme 

durch den Arbeitgeber steuerfrei zu  

belassen war. Die Handys waren durch 

den Verkauf an den Arbeitgeber betrieb-

liche Telekommunikationsgeräte, da der 

Arbeitgeber zivilrechtlicher Eigentümer 

der Geräte geworden war. Die Smart- 

phones seien den Arbeitnehmer:innen 

auch nicht aufgrund einer Sonderrechts-

beziehung weiterhin zuzurechnen. Ent-

scheidend sei in diesem Zusammenhang, 

dass die Telefone nach dem Ende des 

Arbeitsverhältnisses an den Arbeitgeber 

herauszugeben seien und Letzterer als 

Eigentümer auch das Risiko trug, dass die 

Geräte beschädigt wurden oder „unter-

gingen“. Die Arbeitnehmer:innen durften 

die Geräte zudem nur für die Dauer des 

aktiven Arbeitsverhältnisses nutzen.

Nach Gerichtsmeinung bestanden keine 

Anzeichen für ein unwirksames Schein- 

geschäft. Zwischen den Vertragspart-

ner:innen habe Einigkeit über den Eigen-

tumsübergang bestanden. Ferner habe 

kein Missbrauch von rechtlichen Gestal-

tungsmöglichkeiten vorgelegen. Der 

niedrige Kaufpreis der Geräte vermochte  

einen solchen Missbrauch nach Auf- 

fassung des BFH nicht zu begründen.�

von Antje-Katrin Reimers, Steuerabteilung, Zentrale

Smartphone an den  
Arbeitgeber verkaufen 

und Steuern sparen? 

Für Ihren Alltag als Unternehmer:inFür Ihren Alltag als Unternehmer:in
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von Antje-Katrin Reimers, Steuerabteilung, Zentrale

Erst werbend  
tätig sein, dann 
Steuerabzüge 
nutzen

Wer einen Gewerbebetrieb eröff-

net oder übernimmt, hat häufig 

schon vor der eigentlichen Eröffnung 

Kosten.  Wie also umgehen mit Reno-

vierungskosten, Mieten etc.?

Grundsätzlich gilt: Bei Einzelgewerbe-

treibenden und Personengesellschaf-

ten beginnt die Gewerbesteuerpflicht 

erst mit Beginn der „werbenden“ Tätig-

keit. Maßgebend ist also, wann sich das  

Unternehmen mit eigenen gewerblichen 

Leistungen am allgemeinen wirtschaftli-

chen Verkehr beteiligen kann. Bei einem 

Handelsunternehmen wäre das der Er-

öffnungstag des Ladens, in der Herstel-

lungsbranche der Beginn der Produktion. 

Aufwendungen vor der Betriebseröff-

nung (z. B. Kosten für die Anmietung 

eines Geschäftslokals, Renovierung, An-

kauf von Betriebsgrundlagen) sind daher 

gewerbesteuerlich nicht abziehbar.

Hinweis: Im Einkommensteuerrecht las-

sen sich hingegen auch vorweggenom-

mene Betriebsausgaben abziehen. Der 

gewerbesteuerliche Ertrag und der ein-

kommensteuerpflichtige Gewinn in der 

Gründungsphase können also durchaus 

auseinanderfallen.

Betriebsausgaben vor Gericht

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun ent-

schieden, dass vor Betriebseröffnung 

entstandene Betriebsausgaben auch 

dann gewerbesteuerlich unbeachtlich 

sind, wenn ein Gewerbebetrieb im Gan-

zen übernommen wird. 

Der Fall: 

Ein Imbissbetreiber hatte geklagt: Er 

hatte seinen Betrieb samt Inventar zum 

01.12.2017 von der vorherigen Betreiberin 

gepachtet. Im Dezember 2017 ließ er den 

Imbiss geschlossen, um ihn umfassend zu 

renovieren. Im Januar 2018 öffnete er ihn 

schließlich für die Gäste. Das Finanzamt 

erkannte die im Jahr 2017 entstandenen 

Renovierungskosten gewerbesteuerlich 

nicht an. Es vertrat die Auffassung, dass 

die Gewerbesteuerpflicht erst ab Januar 

2018 eingetreten war. Die Renovierung 

stelle eine gewerbesteuerrechtlich unbe-

achtliche Vorbereitungshandlung dar. Der 

Imbissbetreiber war hingegen der Auffas-

sung, dass er lediglich einen bestehenden 

Gewerbebetrieb übernommen habe. Der 

Steuergegenstand habe sich durch den 

Betriebsübergang nicht verändert.

Das Urteil:

Der BFH wies die Klage des Betreibers 

ab. Er erklärte, der Imbissbetrieb sei erst 

mit der Eröffnung für die Kundschaft im 

Januar 2018 als Gegenstand des Gewer-

besteuerrechts anzusehen gewesen. Vor-

her entstandene Ausgaben könnten nicht 

berücksichtigt werden. Unerheblich war 

nach Auffassung des Gerichts, dass im 

vorliegenden Fall ein Gewerbebetrieb im 

Ganzen auf einen anderen Unternehmer 

übergegangen war. Das Gewerbesteuer- 

gesetz regelt zwar, dass ein Gewerbe- 

betrieb bei einem Übergang im Ganzen 

bei dem oder der „neuen“ Unternehmer:in 

als neu gegründet gilt, wenn er nicht mit 

einem anderen, bereits bestehenden  

Gewerbebetrieb vereinigt wird. Die  

Regelungen definieren aber keinen Zeit-

punkt für die anzunehmende Betriebs- 

eröffnung. Die allgemeinen Grundsätze 

bleiben damit für noch nicht eröffnete 

Gewerbebetriebe anwendbar.�

V iele Einzelhändler:innen oder 

Handwerker:innen lassen sich den 

Erlös beim Verkauf ihres Betriebs als 

Leibrente zahlen. Bei solchen Modellen 

können sie zwischen Sofort- und Zu-

flussbesteuerung wählen. Wir erklären 

die Vor- und Nachteile.

Sofortbesteuerung

Bei dieser Variante wird der entstan- 

dene Gewinn bei einer Veräußerung so-

fort versteuert. In diesem Fall sind der 

Freibetrag für Betriebsveräußerungen 

und ein ermäßigter Steuersatz anwend-

bar. Als Veräußerungsgewinn ist dann 

der Unterschiedsbetrag zwischen dem 

Barwert der Rente (vermindert um etwa-

ige Veräußerungskosten) und dem Buch-

wert des steuerlichen Kapitalkontos im 

Zeitpunkt der Veräußerung des Betriebs 

anzusetzen. Die in den Rentenzahlungen 

enthaltenen Ertragsanteile stellen zudem 

sonstige Einkünfte dar.

Zuflussbesteuerung

Eine Alternative ist die sogenannte  

Zuflussbesteuerung: Damit werden die 

anfallenden Steuerzahlungen zeitlich ge-

streckt. So dürfen die Rentenzahlungen 

als nachträgliche Betriebseinnahmen be-

handelt werden. In diesem Fall entsteht 

erst dann ein Gewinn, wenn der Kapital- 

anteil der wiederkehrenden Leistungen 

das steuerliche Kapitalkonto der veräu-

ßernden Person zuzüglich deren etwaiger 

Veräußerungskosten übersteigt. Der in 

den wiederkehrenden Leistungen enthal-

tene Zinsanteil stellt bereits im Zeitpunkt 

des Zuflusses nachträgliche Betriebs- 

einnahmen dar.

Aktuelles Urteil

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat dazu jetzt 

ein Urteil gefällt. Das für Betriebsveräu-

ßerungen geltende Wahlrecht darf auch 

dann ausgeübt werden, wenn jemand den 

Betrieb einstellt und nur die betrieblichen 

Wirtschaftsgüter gegen wiederkehrende 

Bezüge veräußert.

Im zugrunde liegenden Fall hatte eine 

Frau ihren Handwerksbetrieb im Jahr 

2013 aufgegeben. Sie verkaufte die be-

trieblichen Wirtschaftsgüter gegen Zah-

lung einer lebenslangen monatlichen 

Rente von 3.000,00 € an eine GmbH. Das 

zuständige Finanzamt vertrat die Auf-

fassung, dass in diesem Fall zwingend 

die Sofortbesteuerung gilt. Es ermittelte 

daher einen Aufgabegewinn, der auch 

den Barwert der Leibrente umfasste. Die 

Frau zog bis vor den BFH und erstritt  

sich dort das Wahlrecht zur Anwendung 

der Zuflussbesteuerung.

Die Bundesrichter:innen verwiesen dar-

auf, dass im Fall einer Sofortbesteuerung 

und eines frühen Todes der veräußernden 

Person mehr versteuert werden muss, 

als ihr tatsächlich zugeflossen ist. Die 

ständige höchstrichterliche Rechtspre-

chung eröffnet vor diesem Hintergrund 

das Wahlrecht zur zeitlich gestreck-

ten Zuflussbesteuerung. Auch bei einer  

Betriebsaufgabe mit gleichzeitigem Ver-

kauf betrieblicher Wirtschaftsgüter liegt 

es im Interesse der veräußernden Per-

son, für die Veräußerung nicht mehr Ein- 

kommensteuer zahlen zu müssen, als sie 

es nach Maßgabe der tatsächlich zuge-

flossenen Rentenzahlungen müsste.�

Steuermodelle bei  
Geschäftsverkauf:  

Was darf’s denn sein?
von Antje-Katrin Reimers, Steuerabteilung, Zentrale

Für Ihren Alltag als Unternehmer:in Für Ihren Alltag als Unternehmer:in
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Hochzeit als  
Unternehmer:in

Kein anderes Ereignis – vom Tod  

abgesehen – hat größere rechtli-

che und steuerliche Auswirkungen als 

die Ehe. Daher sollten sich alle Heirats- 

willigen im Vorfeld auch über die Not-

wendigkeit eines Ehevertrags infor-

mieren. Vor allem Unternehmer:innen 

sollten sich absichern, damit im Schei-

dungsfall nicht auch das Geschäfts- 

leben in Trümmern liegt.

Vor- und Nachteile  

der Gütertrennung

Herr G., Einzelunternehmer, möchte 

Frau F., Angestellte, heiraten. Der – auf 

den ersten Blick – einfachste Weg, das 

Unternehmen aus einer Vermögensaus-

einandersetzung am Ende der Ehe her-

auszuhalten, liegt darin, Gütertrennung 

zu vereinbaren. In vermögensrechtlicher 

Hinsicht stehen sich die Eheleute dann 

wie Unverheiratete gegenüber; lang- 

wierige und kostspielige Ermittlungen 

eines etwaigen Zugewinns, insbesondere 

bezüglich unternehmerischen Vermögens 

und einer etwaigen Ausgleichsforderung, 

sind nicht nötig.

Es gibt noch zwei weitere Gründe dafür, 

dass die Gütertrennung Herrn G. vorteil-

haft erscheint: Erstens möchte er seine  

zukünftige Frau davor schützen, für 

Schulden des Unternehmens zu haften. 

Allerdings haftet auch bei der Zugewinn-

gemeinschaft keiner für die Schulden  

des anderen – auch nicht für solche, 

die während der Ehe entstanden sind.  

Zweitens will Herr G. sein Geschäft  

schützen: Seine Frau soll keine unerfüll-

baren Ansprüche hinsichtlich des Unter-

nehmens bzw. der Unternehmensbeteili-

gung geltend machen können. 

Die Gütertrennung hat also einige Vor- 

teile. Dem stehen natürlich auch Nach- 

teile gegenüber:

•	 Im Fall der Scheidung wird der oder 

die Ehegatt:in benachteiligt, der oder 

die etwa wegen der Erziehung der 

gemeinsamen Kinder kein eigenes 

Vermögen durch eine Berufstätigkeit 

erzielen konnte. 

•	 Wenn es zwei und mehr Kinder gibt, 

verringern sich die Erb- und Pflichtteil-

sansprüche des oder der Ehegatt:in, 

und die der Kinder erhöhen sich.

•	 Beim Tod eines Partners oder einer 

Partnerin steht dem oder der über- 

lebenden Ehegatt:in nicht der steuer- 

liche Freibetrag nach § 5 I ErbStG in 

Höhe der (fiktiven) Zugewinnaus-

gleichsforderung zu.

•	 Der oder die nicht unternehmerisch 

tätige Ehegatt:in erwirbt gegebenen-

falls keine dem Versorgungsausgleich 

unterliegenden Ansprüche auf Alters- 

versorgung.

Diese Nachteile wollen die zukünftigen 

Eheleute G. nicht in Kauf nehmen. Herr 

G. und seine Frau können es trotzdem 

grundsätzlich beim gesetzlichen Güter-

stand belassen und diesen modifizieren.

Modifizierung des  

gesetzlichen Güterstands 

Bei der Modifizierung werden u.a. Unter-

nehmen und unternehmerische Beteili-

gungen aus der Berechnung eines Zuge-

winnausgleichs herausgenommen. Dafür 

werden diese Gegenstände bei Berech-

nung des Anfangs- und Endvermögens 

des oder der betroffenen Ehegatt:in nicht 

berücksichtigt. Der Umfang sollte da-

bei möglichst exakt festgelegt werden –  

inklusive künftigem Unternehmerver- 

mögen.

Daneben sollten weitere Faktoren von 

der Berechnung ausgeschlossen wer-

den: Das betrifft erstens alle zu einer 

Unternehmensbeteiligung gehörenden 

Nebenrechte (wie Guthaben auf einem 

Darlehenskonto) und zweitens alle der 

unternehmerischen Beteiligung bzw. dem 

Unternehmen unmittelbar und mittel-

bar dienenden Vermögensgegenstände  

(zum Beispiel ein Grundstück bei einer 

Betriebsaufspaltung und das einem oder 

einer Ehepartner:in als Personengesell-

schafter gehörende „Sonderbetriebsver-

mögen“).

Unternehmensbeteiligungen, die der rei-

nen Kapitalanlage dienen, sollten jedoch 

in der Berechnung des Zugewinnaus-

von Claudia Brehm, Fachanwältin für Familienrecht, ADSR Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

Für Ihren Alltag als Unternehmer:inFür Ihren Alltag als Unternehmer:in
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rin, Kapitallebensversicherungen, ETFs, 

Fonds oder sonstige geeignete Verträge 

über eine bestimmte Summe und Zeit zu-

gunsten des oder der verzichtenden Ehe-

gatt:in abzuschließen.

Möglichkeit 2: Zugewinnausgleichs- 

forderung deckeln

Dabei vereinbart man einen bestimmten 

Höchstbetrag als Zugewinnausgleich an 

den oder die nicht unternehmerisch täti-

ge:n Ehegatt:in (gestaffelt nach der Ehe-

dauer). 

Möglichkeit 3: Unternehmerisches  

Vermögen bewerten

Man kann ehevertraglich vereinbaren, die 

Bewertung unternehmerischen Vermö-

gens nach genau festgelegten Grund- 

sätzen durchzuführen. Denkbar ist, dafür 

im Ehevertrag eine bestimmte Bewer-

tungsmethode (z. B. Substanzwert) ver-

bindlich festzulegen. 

FAZIT

Es gibt zahlreiche ehevertragliche Gestal-

tungsmöglichkeiten, um das Unterneh-

men zu schützen. Das unternehmerische 

Vermögen eines oder einer Ehegatt:in 

lässt sich sowohl durch die Vereinbarung 

der Gütertrennung als auch durch Modi-

fizierungen des gesetzlichen Güterstands 

aus dem Aufruhr eines scheidungsbeding-

ten Vermögensausgleichs heraushalten.  

Welche der beiden Alternativen im  

Einzelfall sinnvoll ist, entscheidet sich 

nach sorgfältiger Abwägung der Vor- und 

Nachteile. Eheverträge von Unterneh-

mer:innen lassen sich auf verlässlichem 

Fundament gestalten, wenn sowohl die 

Interessen des oder der unternehme-

risch tätigen Ehegatt:in als auch die des 

oder der nicht unternehmerisch tätigen 

Ehegatt:in gewahrt werden und die ehe-

vertraglichen Vereinbarungen nicht Aus-

druck einer missbräuchlich ausgenutzten 

Dominanz sind.

Unsere Einschätzung: Wenn es darum 

geht, Eheverträge für Unternehmer:innen 

abzufassen, raten wir grundsätzlich da-

von ab, den vermeintlich einfachen und 

kurzen Weg der Gütertrennung als den 

Königsweg anzusehen. Gütertrennung 

ist nur im Ausnahmefall und nicht in der  

Regel der geeignete Güterstand von  

Unternehmern.�

Sie haben noch Fragen?  

Dann melden Sie sich gerne. 

CLAUDIA BREHM

Fachanwältin für Familienrecht

Fachanwältin für Gewerblichen  

Rechtsschutz

ADSR Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

New-York-Ring 6

22297 Hamburg

	 040 63305-8936

	 claudia.brehm@adsr-recht.de

	 www.adsr-recht.de

gleichs enthalten bleiben. Dies gilt dann, 

wenn sie während der Ehe aus Mitteln 

des Vermögens erworben wurden, das 

dem Zugewinnausgleich unterliegt. Bei 

der Modifizierung muss auch geregelt 

werden, wie Verbindlichkeiten und Ver-

wendungen, die diese Vermögensgegen- 

stände betreffen, sowie Ersatzgegen-

stände und Erträge behandelt werden. 

Dies betrifft auch Investitionen, die ein:e 

Ehepartner:in aus dem sonstigen Vermö-

gen in die vom Zugewinnausgleich aus-

genommenen Vermögensgegenstände 

tätigt. 

Aus unternehmerischer Sicht ist es an-

geraten, dass der oder die Unterneh-

mer:in größtmögliche Flexibilität bei 

der Umwandlung von Privatvermögen 

in Betriebsvermögen hat. Wenn dieses 

aus einer Zugewinnausgleichsberech-

nung herausgenommen wurde, gibt es 

aber auch Missbrauchsgefahr: Im Vorfeld  

einer Scheidung ließe sich eine solche 

Umwandlung ausnutzen, um Teile aus 

dem gemeinsamen Vermögen „ver-

schwinden“ zu lassen. Diesem Miss-

brauchsrisiko sollte man durch ergän- 

zende Regelungen begegnen. 

Es kann natürlich auch vorkommen, 

dass das vom Zugewinnausgleich aus-

genommene Unternehmen eine erheb-

liche Wertsteigerung erfährt, aber der 

oder die unternehmerisch tätige Ehepar-

ter:in ansonsten keinen Zugewinn erzielt. 

Gleichzeitig war der oder die andere 

Ehegatt:in vielleicht in der Zeit berufs-

tätig und hat deshalb einen ausgleichs-

pflichtigen Zugewinn erwirtschaftet. Ein 

Zugewinnausgleichsanspruch des oder 

der unternehmerisch tätigen Ehegatt:in 

sollte in diesem Fall durch eine sogenann-

te Umkippklausel ausgeschlossen sein.

Alternative  

Gestaltungsmöglichkeiten

Eheverträge für Unternehmer:innen sol-

len das Spannungsverhältnis zwischen 

den Interessen der unternehmerisch 

tätigen Person und denen des Ehepart-

ners bzw. der Ehepartnerin auflösen.  

Unternehmer:innen wie Herr G. wünschen 

sich möglichst große unternehmerische 

Handlungsfreiheit und möchten das  

Unternehmen vor Zugewinnausgleichs-

forderungen schützen, die unter Um- 

ständen existenzgefährdend sind. Die 

Ehepartner:innen möchten dagegen  

adäquat an dem während der Ehe er- 

wirtschafteten Vermögen teilhaben. 

Möglichkeit 1: Zugewinnausgleich  

vollständig ausschließen 

Statt der gegenständlich beschränkten 

Zugewinnausgleichsberechnung kann 

man auch ganz auf den Zugewinnaus-

gleich bei Scheidung der Ehe verzichten. 

In diesem Fall muss man im Ehevertrag 

gegebenenfalls Kompensationsleistun-

gen vorsehen. Der oder die nicht unter-

nehmerisch tätige Ehepartner:in könnte 

zum Beispiel durch Zahlung eines Einmal- 

betrags, durch fest vereinbarte Geldzah-

lungen oder durch Zuwendung bestimm-

ter Vermögensgegenstände entschädigt 

werden. Andere Möglichkeiten liegen da-

Für Ihren Alltag als Unternehmer:inFür Ihren Alltag als Unternehmer:in
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Aufgrund der stark gestiegenen 

Energiekosten können einige Pri-

vathaushalte nun einen Antrag auf Härte- 

fallhilfen stellen. Die Entlastung beträgt 

pro Haushalt maximal 2.000,00 €. Ob 

die Härtefallhilfe steuerpflichtig ist, steht 

derzeit allerdings noch nicht fest. 

Die Härtefallhilfen richten sich an  

Privathaushalte, die im Zeitraum vom 

01.01.2022 bis zum 01.12.2022 mehr 

als eine Verdopplung der Kosten für  

bestimmte Energieträger im Vergleich 

zu den Referenzpreisen im Jahr 2021  

zu tragen hatten. Eine Entlastung kann 

es für folgende nicht leitungsgebundene 

Energieträger geben: Heizöl, Flüssiggas, 

Holzpellets, Holzhackschnitzel, Holz- 

briketts, Scheitholz und Kohle bzw. Koks.

Damit Sie einfach und unkompliziert  

ermitteln können, ob Sie grundsätzlich 

Anspruch auf eine Entlastung haben, 

stellt die Bundesregierung auf ihrer Web-

site einen Heizkosten-Entlastungsrechner 

zur Verfügung.

Den Antrag auf Härtefallhilfen können Sie 

beim für Sie zuständigen Land bis zum 

20.10.2023 stellen. Weitere Informatio-

nen und die Links zu den Antragsportalen 

finden Sie in den FAQ des Bundesministe-

riums für Wirtschaft und Klimaschutz zu 

den „Härtefallhilfen für Privathaushalte 

wegen stark gestiegener Energiekosten 

für nicht leitungsgebundene Energie- 

träger“�

von Antje-Katrin-Reimers, Steuerabteilung, Zentrale

Privathaushalte können jetzt 
Härtefallhilfe beantragen

von Antje-Katrin Reimers, Steuerabteilung, Zentrale

Umfassende Sanierungen lassen 

sich schneller und günstiger durch-

führen, wenn das betreffende Haus leer 

ist. Daher bieten Vermieter:innen ihren 

Mieter:innen mitunter Abfindungen für 

die vorzeitige Räumung der Wohnung 

an. Wie sind diese Kosten abzusetzen?

Der Fall:

Eine Vermietungsgesellschaft hatte ein 

vermietetes Mehrfamilienhaus (Baudenk-

mal) erworben und den Mieterinnen und 

Mietern insgesamt 35.000,00 € für den 

Auszug gezahlt. Dann begann die Sa-

nierung. Das Finanzamt vertrat die Auf-

fassung, dass die Abfindungen zu den 

anschaffungsnahen Herstellungskosten 

gehören. Daher dürften sie nur über die 

Gebäudeabschreibung steuerlich geltend 

gemacht werden.

Das Urteil:

Der Bundesfinanzhof (BFH) ließ hingegen 

einen Sofortabzug der Abfindungen bei 

den Vermietungseinkünften zu. Er verwies 

darauf, dass zu den anschaffungsnahen 

Herstellungskosten nur Instandhaltungs- 

und Modernisierungsmaßnahmen zählen 

können, somit nur bauliche Maßnahmen 

am Gebäude. Dies ergebe sich bereits 

aus dem Wortlaut des Einkommensteuer- 

gesetzes („Instandsetzungs- und Moder-

nisierungsmaßnahmen“). Abfindungen 

für Mieter:innen gehören nicht zu den 

baulichen Maßnahmen, die Entmietung 

ist kein Teil der Instandsetzung oder  

Modernisierung der Gebäudesubstanz.  

Unerheblich war für den BFH, dass  

zwischen den Abfindungen und der  

Sanierung ein Veranlassungszusammen-

hang bestanden hatte.�

Mieter:innen abfinden, in Ruhe 
sanieren, sofort Steuern sparen 
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Steht eine Immobilie teilweise oder 

vollständig über einen länge-

ren Zeitraum leer und liegt der Roh- 

ertrag dieser Immobilie bei weniger als 

50 % des üblichen Ertrages, kann die  

Grundsteuer unter bestimmen Voraus-

setzungen ganz oder teilweise erlassen 

werden.

Vermieter:innen dürfen demnach in  

bestimmten Fällen auf Einsparungen 

hoffen. Wenn der Rohertrag der Immo- 

bilie im Jahr weniger als 50 % des  

üblichen Werts beträgt, kann die Grund-

steuer um 25 % gesenkt werden. Hat die 

Immobilie keinen Ertrag abgeworfen, 

kann der oder die Vermieter:in sogar  

einen Grundsteuer-Erlass von 50 %  

beantragen. Wesentliche Voraussetzung 

ist hierbei, dass er oder sie den Miet- 

ausfall nicht verschuldet hat. 

Um den Erlass der Grundsteuer beim 

zeitweiligen Leerstand zu erhalten,  

müssen Sie als Vermieter:in Ihre ernst-

haften und nachhaltigen Vermietungs-

bemühungen nachweisen. Hier emp-

fiehlt es sich, Vermietungsanzeigen in 

Zeitungen oder im Internet aufzubewah-

ren. Auch Makleraufträge eignen sich als 

Nachweis. Da die zuständigen Stellen 

hohe Anforderungen an den Nachweis 

stellen, sollten Sie die Vermietungs- 

bemühungen sorgfältig dokumentieren. 

Auch andere außergewöhnliche Ereig-

nisse, die zu einem Mietausfall führen –  

etwa Brände in Wohnungen oder Gebäu-

den sowie Wasser- oder Hochwasser- 

schäden –, begründen den Anspruch auf 

Erlass der Grundsteuer. 

Vollständig erlassen werden kann die 

Grundsteuer immer dann, wenn es im 

öffentlichen Interesse liegt, die Immo- 

bilie zu erhalten. Das trifft regelmäßig 

auf Immobilien zu, die dem Denkmal- 

oder Naturschutz unterliegen, sofern die 

Erhaltungskosten regelmäßig über den 

Einnahmen liegen.

Wichtig zu wissen: Den Grund-

steuer-Erlass gibt es nur auf An-

trag bei der zuständigen Stadt 

oder Gemeinde und jeweils 

nur bis zum 31.03. des Folge- 

jahres. Für das Jahr 2023 können  

die Anträge somit noch bis  

zum 31.03.2024 gestellt werden. 

Eine Fristverlängerung ist nicht 

möglich.�

von Peter Mihr, Beratung, Kassel 

Grundsteuer-Erlass  
bei Mietausfall

Deutschland hat einen erheblichen 

Mangel an Mietwohnungen. Daher 

soll der Neubau vom Staat gefördert 

werden. Mit dem Jahressteuergesetz 

2022 ist eine Sonderabschreibung wie-

der möglich – dabei müssen bestimmte 

Gebäudeeffizienzvorgaben eingehal-

ten werden.

Der Gesetzgeber hatte bereits im Jahr 

2019 eine Sonderabschreibung von bis 

zu 5 % pro Jahr eingeführt. Diese konn-

ten Bauherr:innen neben der regulären 

Abschreibung für die ersten 4 Jahre ab 

Fertigstellung in Anspruch nehmen. Die 

Förderung galt aber nur, wenn der Bau- 

antrag in den Jahren 2019 bis 2021 gestellt 

bzw. die Bauanzeige in diesem Zeitraum 

getätigt worden war. Für Neubauprojekte  

ab dem Jahresbeginn 2022 galt also  

keine Sonderabschreibung mehr.

Mit dem Jahressteuergesetz 2022 wurde 

die Sonderabschreibung in modifizierter 

Form wiederhergestellt. Die neuen För-

derregelungen gelten nun für Baumaß-

nahmen, bei denen der Bauantrag in den 

Jahren 2023 bis 2026 gestellt oder eine 

Bauanzeige in diesem Zeitraum getätigt 

wird. Wie bei der Vorgängerregelung 

dürfen Bauherr:innen in den ersten vier 

Jahren eine Sonderabschreibung von  

5 % pro Jahr abziehen – neben der regu-

lären Abschreibung. Die neu errichtete 

Wohnung muss dafür in einem Gebäude 

liegen, das die Kriterien für ein sogenann-

tes Effizienzhaus 40 mit Nachhaltigkeits-

klasse/Effizienzgebäude-Stufe 40 erfüllt. 

Dies muss durch das „Qualitätssiegel 

Nachhaltiges Gebäude" (QNG) nachge-

wiesen werden.

Die Anschaffungs- und Herstellungs- 

kosten dürfen zudem 4.800,00 € pro 

Quadratmeter Wohnfläche nicht über-

steigen. In der früheren Regelung lag 

diese Baukostenobergrenze noch bei 

3.000,00 €. Als Bemessungsgrundlage 

für die Sonderabschreibung darf maximal 

ein Betrag von 2.500,00 € pro Quadrat- 

meter Wohnfläche angesetzt werden  

(zuvor 2.000,00 €).

Hinweis: Die Baukostenobergrenze 

von 4.800,00 € darf nicht mit der 

Förderhöchstgrenze von 2.500,00 €  

verwechselt werden: Erstere ent-

scheidet über das Ob der Förderung, 

während Letztere lediglich die Ab-

schreibung deckelt.�

von Isabell Schröder, Steuerabteilung, Zentrale

Mietneubau  
wird wieder belohnt 
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Wenn Sie einen Gewerbebetrieb 

haben, müssen Sie für Ihren  

Gewinn Gewerbesteuer zahlen. Der  

Gewinn lässt sich aber nicht ein-

fach aus der Gewinnermittlung über- 

nehmen, sondern muss vor der Ver-

steuerung noch durch diverse Hinzu-

rechnungen und Kürzungen modifiziert 

werden. So sind unter bestimmten  

Voraussetzungen auch Miet- und  

Pachtzinsen hinzuzurechnen. In einem 

Streitfall musste das Finanzgericht 

(FG) Berlin-Brandenburg entschei-

den, ob diese Hinzurechnung wirklich  

notwendig ist.

Der Fall:

Die Klägerin unterhält einen Gewerbe-

betrieb. Zu Werbezwecken sponserte sie 

zwei Fußballvereine und bezahlte des 

Weiteren Werbeunternehmen für Mobil-  

und Plakatwerbung im öffentlichen 

und privaten Raum (z. B. in Bahnhöfen, 

an U-Bahnen und in Gaststätten). Die  

Werbeaufwendungen verbuchte sie auf 

drei verschiedenen Konten: auf einem 

die Sponsoring-Kosten und auf den bei-

den anderen die Aufwendungen für die  

Anmietung von Werbeflächen. 

Laut den Rechnungen entfielen die Auf-

wendungen vor allem auf die Produktion 

und Lagerung von Plakaten und Werbe- 

material sowie auf die Schaltung von  

Werbespots und die Bereitstellung von 

Werbeflächen. Nach einer Betriebs- 

prüfung wertete das Finanzamt die ver-

buchten Aufwendungen als Mieten für 

bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlage- 

vermögens und rechnete diese da-

her dem Gewerbeertrag hinzu. Dage-

gen klagte die Unternehmerin vor dem  

Finanzgericht. 

Das Urteil:

Die Klage war erfolgreich. Laut Urteil 

sind die angemieteten Werbeflächen kein  

fiktives Anlagevermögen, denn derartige 

Wirtschaftsgüter werden nicht ständig 

für den Gebrauch im Betrieb vorgehal-

ten. Dies entsprach auch gar nicht dem 

Geschäftszweck des Unternehmens der 

Klägerin: Ihre gewerbliche Tätigkeit wäre 

nicht maßgeblich beeinflusst worden, 

hätte sie die Flächen nicht genutzt. Um 

fiktives Eigentum an den Werbeflächen 

anzunehmen, hätte die Klägerin dieses 

mit einer Wiederverkaufsabsicht ange- 

schafft haben müssen. Es sei aber offen-

sichtlich und liege in der Eigenart der 

Nutzung von Werbeflächen, dass die  

Klägerin diese nur anlassbezogen und 

nach Bedarf wechselnd nutzen wolle, 

so das Gericht. Dies wäre dann Umlauf- 

vermögen. Die Aufwendungen seien  

daher nicht hinzuzurechnen.�

von Antje-Katrin Reimers, Steuerabteilung, Zentrale

Keine  
Gewerbesteuer 
auf Plakatmiete

Auf Ebay, Vinted oder Airbnb lässt 

sich ein schönes Taschengeld  

nebenher verdienen. Weil dort auch 

vermehrt professionell Gewerbetrei-

bende handeln, aber keine Steuern 

zahlen, wurde nun die Gesetzeslage  

geändert. Betreiber:innen von Ver-

kaufsplattformen im Internet müssen 

seit diesem Jahr die Geschäftsaktivitä-

ten ihrer Nutzer:innen an das Bundes-

zentralamt für Steuern (BZSt) melden.

Das BZSt leitet die Daten dann an die 

Finanzämter weiter. Diese Meldepflicht 

geht aus dem neuen Plattformen-Steuer- 

transparenzgesetz hervor. Deutsch-

land setzt damit eine entsprechende 

EU-Richtlinie um. Die erste Übermittlung 

für den Meldezeitraum 2023 ist im Januar 

2024 durchzuführen.

Plattformen wie Ebay, Momox, Airbnb 

oder Etsy müssen demnach die Dienst-

leistungs- und Veräußerungsgeschäfte 

sowohl von professionellen Verkäufer:in-

nen als auch von Privatpersonen mel-

den. Es gilt hierbei jedoch eine Bagatell- 

grenze von 30 Verkäufen pro Plattform 

und Jahr mit Einnahmen von insgesamt 

unter 2.000,00 €. Wer in diesem gering-

fügigen Rahmen auf Online-Plattformen 

tätig ist, wird also nicht gemeldet.

Wann muss ich auf meine  

Online-Verdienste Steuern zahlen?

Ob Verkaufsaktivitäten auf Online-Platt-

formen letztlich in die Steuerpflicht füh-

ren, hängt sehr vom Einzelfall ab. Im 

Zweifelsfall sollten Sie daher mit Ihrer 

Steuerberatung sprechen. Wer seinen 

Keller oder Dachboden entrümpelt und 

den vorgefundenen Hausrat im Inter-

net verkauft, muss in der Regel keine 

steuerlichen Konsequenzen befürchten. 

Denn Privatverkäufe ohne Gewinnerzie-

lungsabsicht haben üblicherweise keine 

steuerliche Relevanz. Werden die Inter-

netverkäufe aber mehr, kann die Schwelle  

von einem (regelmäßig steuerfreien)  

Privatverkauf zu einem (steuerpflichti-

gen) gewerblichen Handel überschritten 

werden.

Wer mit Online-Verkäufen die Merkmale 

der Gewerblichkeit erfüllt, sollte früh-

zeitig mit offenen Karten spielen und 

Umsätze und Gewinne gegenüber dem 

Fiskus angeben. Und wer bislang als  

gewerbliche:r Online-Händler:in im Ver-

borgenen agiert hat, sollte zeitnah mit 

der steuerlichen Beratung darüber spre-

chen, eine strafbefreiende Selbstanzeige 

mit Nacherklärung der Einkünfte einzu- 

legen. Da die Finanzbehörden nun über 

die Geschäftsaktivitäten informiert wer-

den, lassen sich Verkäufe im großen 

Stil nicht mehr verheimlichen. Werden  

gewerblich Handeltreibende im Nach- 

hinein enttarnt, drohen ihnen erhebliche 

Steuernachzahlungen und Zinsforde- 

rungen sowie ein Strafverfahren wegen 

Steuerhinterziehung.�

Augen auf beim Online-Verkauf!
von Isabell Schröder, Steuerabteilung, Zentrale
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Jahr des Rentenbeginns

2021

2022

2023

2024

2025

Besteuerungsanteil

81 %

82 %

83 %

84 %

84 %

18 19

von Isabell Schröder, Steuerabteilung, Zentrale

Gute Besserung  
vom Finanzamt 

Wer Praxisbesuche, Krankenhaus-

aufenthalte oder Medikamente  

aus eigener Tasche zahlt, kann die  

Kosten häufig als außergewöhnliche 

Belastungen in seiner Einkommen- 

steuererklärung absetzen. Wir erklä-

ren, wie genau das gehandhabt wird.

Steuerzahler:innen müssen die erforder- 

lichen Nachweise nicht direkt der Ein-

kommensteuererklärung beifügen; es 

genügt, sie lediglich auf Anforderung 

des Finanzamts nachzureichen (sog.  

Belegvorhaltepflicht). Als Faustregel bei 

Krankheitskosten gilt: Je lockerer der 

Zusammenhang zwischen den geltend 

gemachten Kosten und der Krankheit  

erscheint, desto strenger sind die Nach-

weispflichten, die der Fiskus von den 

Steuerzahler:innen einfordert. 

Für Krankheitskosten gelten  

drei Nachweisstufen:

1.	 Routine-Behandlungen

Bei Kosten für übliche medizinische  

Behandlungen wie eine Wurzel- oder 

Kariesbehandlung in der zahnärztlichen 

Praxis zeigen sich die Finanzämter am 

großzügigsten: Kosten, die dabei ent-

stehen, müssen Steuerzahler:innen dem 

Fiskus nicht in besonderer Form nach- 

weisen. In der Regel genügt es, dem  

Finanzamt die Rechnung für die Behand-

lung vorzulegen.

2.	 Medikamente, Hörgeräte, Brillen 

oder Prothesen

Strenger geht es bei Kosten für Medika-

mente, Hörgeräte, Brillen oder Prothesen 

zu: Sie werden nur anerkannt, wenn dem 

Finanzamt die entsprechende Verord-

nung einer Ärztin oder eines Heilprak-

tikers vorgelegt wird. Bei chronischen 

Krankheiten muss man diesen Nach-

weis allerdings nur einmal – zu Beginn –  

erbringen. Auch bei Brillen gibt es eine 

Erleichterung: Hat ein Augenarzt oder 

eine Augenärztin in der Vergangenheit 

bereits festgestellt, dass jemand eine  

Brille tragen muss, genügt dem Finanz-

amt in späteren Jahren die Sehschärfen-

bestimmung aus dem Augenoptik-Fach-

geschäft als steuerlicher Nachweis.

3.	 Sonstige Behandlungen

Die strengsten Nachweisregeln gelten 

beispielsweise für Bade- und Heilkuren, 

psychotherapeutische Behandlungen, die 

auswärtige Unterbringung von Kindern 

mit Legasthenie oder einer anderen Ein-

schränkung bzw. Behinderung, medizini-

sche Hilfsmittel wie Gesundheitsschuhe 

oder Magnetmatratzen und wissenschaft-

lich nicht anerkannte Behandlungs- 

methoden (z. B. Sauerstofftherapien oder  

Frischzellenbehandlungen). All diese 

Kosten dürfen Steuerzahler:innen nur 

dann als außergewöhnliche Belastungen 

abziehen, wenn sie vorab ein amtsärztli-

ches Gutachten oder eine Bescheinigung 

eines medizinischen Dienstes der Kran-

kenversicherung eingeholt haben.�

Bereits im Jahr 2004 reformierte 

der Gesetzgeber mit dem Alters- 

einkünftegesetz die Besteuerung von 

Altersbezügen. Darin wurde ein schritt-

weiser Übergang zu einer nachgela-

gerten Rentenbesteuerung eingeleitet. 

Das heißt: Während Aufwendungen 

für die Altersvorsorge in Zeiten der  

Erwerbstätigkeit steuerfrei gestellt 

werden, sollen Renten künftig in der 

Auszahlungsphase der vollen Steuer-

pflicht unterliegen. 

Das Gesetz sieht einen gestaffelten 

Übergang bis hin zu einer Vollversteue-

rung der Renten vor: Für Senior:innen, 

die erstmals im Jahr 2005 oder früher in 

Rente gegangen sind, galt noch ein Be-

steuerungsanteil von 50 %. Dieser erhöht 

sich jedes Jahr um 1 oder 2 %, bis im Jahr  

2040 ein Besteuerungsanteil von 100 % 

erreicht ist. Derzeit ergeben sich die un-

ten aufgeführten Besteuerungsanteile. 

Das sagt der Bundesfinanzhof

Der Bundesfinanzhof (BFH) ist jüngst der 

Frage nachgegangen, welches Jahr des 

Rentenbeginns für die Ermittlung des  

Besteuerungsanteils maßgeblich ist, 

wenn eine Altersrente aufgeschoben 

wird. Geklagt hatte ein Ruheständler, der 

bereits im Jahr 2009 – mit Vollendung 

seines 65. Lebensjahres – einen Anspruch 

auf eine lebenslange Altersrente erwor-

ben hatte. Er hatte den Beginn seiner 

Rentenzahlung jedoch um drei Jahre  

hinausschieben lassen, weil er seine  

Rente dadurch um 21,5 % erhöhen konn-

te. Diese Möglichkeit war in der Satzung 

seines Versorgungswerks vorgesehen. 

Letzteres leistete die erste Rentenzah-

lung somit erst im Jahr 2012. Fraglich war 

nun, ob sich der Besteuerungsanteil nach 

einem Rentenbeginn 2009 (58 %) oder 

2012 (64 %) berechnete.

Der BFH entschied, dass als maßgebli-

ches Jahr des Rentenbeginns das Jahr 

2012 heranzuziehen war. Damit unter-

lag die Altersrente dem ungünstigeren  

Besteuerungsanteil von 64 %. Wenn der 

Beginn des Renteneintritts auf Antrag  

des Rentenberechtigten über das Errei-

chen der Regelaltersgrenze hinaus aufge-

schoben wird, dann ist zur Bestimmung 

des Jahres des Renteneintritts der Zeit- 

punkt maßgeblich, der sich nach dem 

entsprechenden Versorgungsystem als 

Beginn der aufgeschobenen Altersrente 

bestimmt. Das war in diesem Fall das Jahr 

2012. Denn erst ab diesem Jahr bestand 

ein Anspruch auf die aufgeschobene  

Altersrente. Diese war zudem nicht 

mehr identisch mit der Regelaltersrente,  

sondern wesentlich höher.�

Später in Rente?  
Höhere Besteuerung! von Isabell Schröder,  

Steuerabteilung, Zentrale
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Das Bundesfinanzministerium hat  

ein Entwurfsschreiben zum Null-

steuersatz für bestimmte Photo- 

voltaik-Anlagen vorgelegt. In einer 

aktuellen Stellungnahme äußert sich  

der Deutsche Steuerberaterverband 

(DStV) dazu kritisch und regt weitere 

Ergänzungen an, insbesondere eine 

großzügigere Regelung für Unterneh-

mer:innen mit älteren Anlagen.

Der DStV begrüßt, dass der Verkauf  

einer Photovoltaik-Anlage durch Unter-

nehmer:innen als eine nicht steuerbare 

Geschäftsveräußerung im Ganzen zu 

werten ist. Dies gilt allerdings nicht für 

Kleinunternehmer:innen: Sie müssen die 

Regelungen zur Vorsteuerberichtigung 

beachten. Viele Betroffene haben die 

Kleinunternehmerregelung in der Ver-

gangenheit nicht in Anspruch genom-

men, um den Vorsteuerabzug für die  

Anschaffung der Anlage geltend machen 

zu können. Privat verbrauchten Strom 

mussten sie folglich der Wertabgaben- 

besteuerung unterwerfen. Insgesamt 

wurde so der Vorsteuerabzug nachgela-

gert ausgeglichen. Diese Regelung gilt 

auch nach dem 31.12.2022.

Neue Umsatzsteuer von 0 % 

Seit dem 01.01.2023 gilt für die Anschaf-

fung einer Photovoltaik-Anlage (ein-

schließlich Stromspeicher) der neue 

Umsatzsteuersatz von 0 %, sodass sich 

der Vorsteuerabzug erübrigt. Auch eine 

Besteuerung der privaten Stroment- 

nahme entfällt. Durch diese Regelung 

werden Neuanlagen bevorteilt. Auch 

Betreiber:innen von Altanlagen werden 

diese Anlagen perspektivisch aus dem 

Unternehmensvermögen entnehmen und 

im Privatvermögen nutzen wollen. Die 

Entnahme der Altanlage wird dann mit 

dem Nullsteuersatz besteuert. 

Grundsätzlich hat der Steuerberater-

verband hier keine Beanstandungen. Er 

kritisiert jedoch, dass der Entwurf eine 

gravierende Einschränkung vorsieht: Eine 

Entnahme soll nur möglich sein, wenn 

mindestens 90 % des erzeugten Stroms 

für nicht unternehmerische Zwecke ver-

wendet werden. Weil es für diese Grenze 

keine gesetzliche Grundlage gibt, regt 

der Verband den Verzicht an. 

Hintergrund: Mit dem Jahressteuerge-

setz 2022 hatte der Gesetzgeber weitere 

steuerliche Erleichterungen für Photo-

voltaik-Anlagen beschlossen und in das 

Umsatzsteuergesetz aufgenommen. Die-

se Regelungen sind seit dem 01.01.2023 

anzuwenden. Ziel ist es, den Ausbau von 

erneuerbaren Energien weiter zu fördern 

und die Installation und den Betrieb vor 

allem kleiner Photovoltaik-Anlagen nicht 

durch steuerliche Pflichten und bürokrati-

sche Hürden zu erschweren.�

von Isabell Schröder, Steuerabteilung, Zentrale

Neuregelung für unternehmerischen 
Betrieb von Photovoltaik-Anlagen?

D ie lineare Abschreibung für Ab-

nutzung (AfA) ist eine gängige 

Methode, um den Wertverlust von  

Immobilien im Laufe der Zeit zu  

berechnen. Dabei verteilt man den 

Wert der Immobilie gleichmäßig über 

die voraussichtliche Nutzungsdauer 

und setzt jedes Jahr einen bestimmten 

Betrag als Abschreibung an. Bei ver-

mieteten Immobilien lassen sich die 

Abschreibungen für Abnutzung sowie 

für Finanzierungs- und für Werbungs-

kosten steuerlich geltend machen. So 

können Vermieter:innen ihre Steuer-

last senken und ihre Einkünfte aus der  

Vermietung optimieren.

Vermietete Immobilien im Privatvermö-

gen, die ab 2023 fertiggestellt werden, 

können mit jährlich 3 % abgeschrieben 

werden. Bei Fertigstellung vor 2023 gilt 

ein AfA-Satz von 2 %. Alte Gebäude mit 

Baujahren vor 1925 lassen sich mit 2,5 % 

abschreiben.

Hinweis: Sofern sich eine Immobilie im 

Betriebsvermögen befindet und nicht 

zu Wohnzwecken genutzt wird, gilt für  

Baujahre ab 1985 einheitlich ein AfA-Satz 

von 3 % (bei Baubeginn oder Kauf vor 

2001: 4 %).

Vom Gesetz her wird also eine typi- 

sierte Nutzungsdauer eines Gebäudes 

von 25, 33, 40 oder 50 Jahren ange-

nommen. Die festen AfA-Sätze werden 

unabhängig vom tatsächlichen Alter des  

Gebäudes angewandt und gelten auch für 

erworbene Bestandsimmobilien. Immo-

bilieneigentümer:innen haben aber – in 

engen Grenzen – die Möglichkeit, von den 

typisierten AfA-Sätzen abzuweichen und 

eine kürzere tatsächliche Nutzungsdauer 

nachzuweisen. So lässt sich die Abschrei-

bung beschleunigen. Aus dem Nachweis 

müssen sich Rückschlüsse auf die maß-

geblichen Faktoren für die verkürzte  

Nutzungsdauer ergeben (z. B. technischer 

Verschleiß, wirtschaftliche Entwertung 

der Immobilie, rechtliche Nutzungsbe-

schränkungen). Das Bundesfinanzminis- 

terium hat nun dargelegt, wann die  

Finanzämter eine verkürzte Nutzungs-

dauer akzeptieren.

Bedingungen für eine verkürzte  

Nutzungsdauer:

•	 Der oder die Eigentümer:in ist bereits 

zum Abbruch des Gebäudes ver- 

pflichtet.

•	 Für besondere Betriebsgebäude (z. B. 

Hallen in Leichtbauweise) kann sich 

eine verkürzte Nutzungsdauer be-

reits aus den amtlichen AfA-Tabellen 

ergeben. Gleiches gilt für Gebäude- 

teile, die selbstständige unbewegliche  

Wirtschaftsgüter sind (z. B. Laden- 

einbauten).

•	 Für Einbauten von Mieter:innen lässt 

sich eine verkürzte Nutzungsdauer aus 

der begrenzten Mietdauer herleiten.

•	 Die tatsächliche Nutzungsdauer wird 

auch durch technischen Verschleiß 

beeinflusst. Dafür gilt es etwa zu be-

urteilen, inwieweit die Tragstruktur 

des Bauwerks (insbesondere Wände 

und Dach) die Nutzungsfähigkeit des  

Gebäudes beschränkt.

•	 Um eine verkürzte Nutzungsdauer 

nachzuweisen, müssen Steuerzah-

ler:innen ein Gutachten eines oder 

einer öffentlich bestellten und ver-

eidigten Sachverständigen für die  

Bewertung von (un-)bebauten Grund-

stücken oder einer Person vorlegen, 

die als Sachverständige:r oder Gutach-

ter:in entsprechend akkreditiert ist.�

von Antje-Katrin Reimers, Steuerabteilung, Zentrale

Immobilien schneller abschreiben: 
So geht’s 
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Betrugsmaschen 
erkennen – 

was Sie gegen Phishing tun können

Laut einer Studie des Bitkom wa-

ren rund 88 % der Unternehmen in 

Deutschland im Jahr 2022 von Cyber-

kriminalität betroffen. Eine weit ver-

breitete Form dieser Kriminalität ist das 

sogenannte Phishing. Im Folgenden 

klären wir Sie über gängige Betrugs-

strategien auf und zeigen Ihnen, wie Sie 

sich dagegen schützen können.

Was ist Phishing eigentlich?

Der Begriff „Phishing“ setzt sich aus 

„Passwort“ und „Fishing“ zusammen – 

und genau darum geht’s: Fischen nach 

Passwörtern. Beim Phishing werden sen-

sible Informationen wie Passwörter und/

oder Kreditkartendaten per E-Mail oder 

Telefon abgefragt oder Anwender:innen 

zum Beispiel dazu gebracht, eine Über-

weisung zu tätigen oder auf einen Link  

zu klicken. 

Wie läuft das konkret ab?

Sie erhalten eine E-Mail, die auf den  

ersten Blick aussieht wie von Ihrer Haus-

bank, Ihrem Internetanbieter oder einem 

anderen Dienstleister. Darin werden Sie 

aufgefordert, Daten zu aktualisieren,  

einer neuen Datenschutzerklärung zuzu-

stimmen oder Ihre Kontodaten zu aktua-

lisieren.

Ein Beispiel

Die Beispiel-Mail setzt Sie erheblich unter 

Druck: Angeblich ist eine Aktualisierung 

notwendig, damit Sie Ihr Onlinebanking 

weiter nutzen können. Sie werden freund-

lich, aber mit Nachdruck aufgefordert, auf 

den roten Button „Aktualisierung durch-

führen“ zu klicken. Mit dem Klick öffnet 

sich eine Website, die der Ihrer Hausbank 

(hier der Sparkasse) täuschend ähnlich 

ist. Dort sollen Sie Ihre Login-Daten ein-

geben. Die Anmeldung klappt aber nicht, 

und Sie erhalten eine Fehlermeldung 

mit der Bitte, es später noch einmal zu  

versuchen. Während Sie sich also anderen 

Dingen zuwenden, hat der oder die An-

greifer:in das Ziel erreicht: Ihre Zugangs-

daten zum Onlinebanking sind gespei-

chert. Damit kann er oder sie sich jetzt in 

Ihrem Konto anmelden und ist so in der 

Lage, über Ihr Geld zu verfügen. 

Was können Sie tun,  

um sich zu schützen?

Früher waren solche Mails oft leicht zu 

erkennen: Rechtschreibfehler, laienhaf-

tes Design oder falsche Anreden wirkten  

unprofessionell. Heute sind Form und 

Qualität dieser E-Mails viel ausgereifter. 

Phishing-Mails sind von offiziellen Mails 

Ihrer Bank oder anderer Institutionen oft 

von Volker Hockmann, IT und Kommunikation, Zentrale
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kaum noch zu unterscheiden. Wie also 

können Sie sich und Ihr Unternehmen 

schützen?

Es gibt ein paar Merkmale, auf die Sie 

achten können. Sorgen Sie auch dafür, 

dass Ihre Mitarbeiter:innen für die An-

zeichen von Betrug sensibilisiert sind.  

Bei E-Mails, die mindestens eines der 

folgenden Merkmale enthalten, sollte 

man immer misstrauisch werden:

•	 Sie sollen vertrauliche Daten wie die PIN  

für Ihren Onlinebanking-Zugang oder 

eine Kreditkartennummer eingeben.

•	 Die E-Mail enthält Links oder Formu-

lare.

•	 Kontrollieren Sie den Link, den Sie auf-

rufen – ist das die offizielle Website 

der Bank?

•	 Die Mail scheint von einer bekannten 

Person oder Organisation zu stam-

men, jedoch kommt Ihnen das Anlie-

gen ungewöhnlich vor.

•	 Kontrollieren Sie die Absendeadresse: 

Steht hinter dem angezeigten Namen 

wirklich die offizielle E-Mail-Adresse  

der Bank? Oft kann man das per 

Rechtsklick auf die Absenderadresse 

herausfinden.

•	 Die Mail ist bedrohlich (etwa: „Wenn 

Sie das nicht tun, müssen wir Ihr Konto 

leider sperren.“).

•	 Der Text der Mail gibt dringenden 

Handlungsbedarf vor, etwa: „Wenn 

Sie Ihre Daten nicht umgehend aktu-

alisieren, gehen sie unwiederbringlich 

verloren.“

Weitere Maßnahmen, die Sie vorab tref-

fen bzw. Dinge, die Sie beachten können:

•	 Speichern Sie den Link zur Anmel-

dung im Onlinebanking-Portal in Ih-

rem Browser ab und rufen Sie die Seite 

auch nur über dieses Lesezeichen auf.

•	 Notieren Sie sich die offiziellen 

Kontaktdaten Ihrer Hausbank, also 

E-Mail-Adressen und Telefonnum-

mern, Namen von Bankberater:innen 

etc.

•	 Installieren Sie einen aktuellen Viren- 

scanner auf allen Rechnern.

•	 Ihre Hausbank oder auch andere Insti-

tutionen werden Sie niemals per E-Mail 

oder per Telefon auffordern, Ihre Bank- 

daten und/oder Passwörter zu nennen!

•	 Seien Sie auch bei entsprechenden  

Benachrichtigungen per SMS, Whats-

app oder anderen Messenger-Diens-

ten misstrauisch.

Wenn Sie Zweifel haben, melden Sie sich 

telefonisch bei Ihrer Hausbank – aber bit-

te unter der Telefonnummer, die auf der 

Website der Bank zu finden ist oder die 

Sie sich abgespeichert haben. Wählen Sie 

auf keinen Fall eine Nummer, die in der 

zweifelhaften E-Mail angegeben ist!

Die Nummer für den Notfall

Haben Sie schon auf einen Link geklickt 

oder sogar Ihre Bankdaten eingegeben, 

lassen Sie sofort Ihren Onlinebanking- 

Account sperren: Über die Telefonnum-

mer 116 116 können Sie EC- und Kredit- 

karten und/oder Ihren Zugang zum  

Onlinebanking sperren lassen. Alterna-

tiv können Sie auch einfach bei der An-

meldung zum Onlinebanking dreimal die 

PIN falsch eingeben – auch dann wird der 

Zugang gesperrt. Danach können Sie in 

Ruhe den Zugang neu beantragen.

Sollte doch etwas passiert sein, erstatten 

Sie auf jeden Fall Anzeige bei der Polizei 

und informieren Sie Ihre Hausbank. Oft 

lassen sich Überweisungen rückgängig 

machen.�
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In diesem Jahr dürfen sich unsere 

Standorte Simmern, Bingen und Chem-

nitz über das Qualitätssiegel „Exzellen-

ter Arbeitgeber 2023“ freuen. Eine tolle  

Anerkennung für die Verantwortlichen 

vor Ort! Ob nun ein kollegiales Arbeits-

umfeld, persönliche und fachliche Wei-

terbildungen oder flexible Arbeitszeit-

modelle: Unser Ziel ist es weiterhin, dass 

sich die Mitarbeiter:innen wohlfühlen 

und sich entwickeln können. 

Bereits zum wiederholten Mal zeichnen 

die teilnehmenden Steuerberaterver-

bände die Kanzleien und Büros unter 

ihren Mitgliedern aus, die ihren Mitar- 

beiter:innen hervorragende Arbeits- 

bedingungen und besondere Karriere- 

chancen bieten. Das Siegel „Exzellen-

ter Arbeitgeber“ wird auf Basis eines 

Analyseverfahrens vergeben, das sie  

gemeinsam mit den renommierten Per-

sonal- und Organisationsexpert:innen 

der PAON GmbH entwickelt haben.�

Exzellenter Arbeitgeber 2023

Erstmals seit der Unterbrechung durch 

die Pandemie fand im Mai 2023 der 

beliebte B2Run statt. Der ADS-Standort 

Dortmund stellte wie viele Unternehmen 

der Stadt ein Team bei der Laufveran-

staltung. Trotz durchwachsenem Wetter 

standen die 13 Läufer:innen mit guter 

Laune im Startblock. Die abwechslungs-

reiche Strecke von 5,5 Kilometer Länge 

führte unter anderem durch das Juwel 

der Stadt – den Signal-Iduna-Park, in 

dem sich jede:r Läufer:in wie ein um- 

jubelter Fußballstar fühlte. Die Zahl der 

Selfies stieg entsprechend an. Nachdem 

die letzten Läufer:innen das Ziel erreicht 

hatten, schlug das Wetter leider noch 

um. Aber zum Glück schmecken Pom-

mes und Currywurst nach einer solchen 

Anstrengung auch im Regen.�

Am Standort Dortmund läuft’s! 

Im April 2021 erkrankte ein Ange-

stellter des Rechnungshofs Rhein-

land-Pfalz an Covid-19. Einige Tage 

zuvor war eine Kollegin positiv auf das 

Corona-Virus getestet worden. Beide 

hatten an ihrem Präsenztag eine kurze 

Unterhaltung geführt, und ihre Büros 

lagen im Flur einander gegenüber.

Laut Entscheidung des Sozialgerichts 

Speyer kann eine Corona-Infektion 

grundsätzlich als Arbeitsunfall angese-

hen werden. Im vorliegenden Fall fehl-

te jedoch der Nachweis einer direkten 

Verbindung zwischen der beruflichen 

Tätigkeit und der Infektion, sodass das 

Gericht den Anspruch des Arbeitneh-

mers auf Anerkennung als Arbeitsunfall 

ablehnte. Obwohl die zeitliche Abfolge 

der Infektionen dafür sprach, dass die 

Ansteckung am Arbeitsplatz stattgefun-

den hatte, und obwohl das Corona-Virus 

leicht übertragbar ist, ließen sich keine 

eindeutigen Beweise für eine Infektion 

am Arbeitsplatz erbringen. Das Gericht 

stellte fest, dass ein kurzzeitiger Kontakt 

zu einer erkrankten Kollegin, bei dem 

beide eine Maske getragen und einen 

Abstand von mehr als 1,5 Metern einge-

halten hatten, sowie die Lüftungsmaß-

nahmen im Büro die Wahrscheinlichkeit 

einer indirekten Infektion durch Aero-

sole verringert hätten. Es wies auch da-

rauf hin, dass eine Infektion im privaten  

Bereich, auch im Freien, möglich sei. Das 

Gericht argumentierte, dass in Fällen wie 

diesem, in denen eine Infektion praktisch 

überall auftreten könne, keine Beweis-

lastumkehr zugunsten des Versicherten 

gerechtfertigt sei. Der Gesetzgeber habe 

bereits Regelungen für Infektionskrank-

heiten wie Covid-19 getroffen, und der 

Versicherungsträger müsse nur für nach-

weisbare Schadensereignisse haften.�

KURIOSES URTEIL 
Corona-Infektion als Arbeitsunfall

InternaInterna
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